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Einladung

zur ordentlichen Hauptversammlung 2018

der Noratis AG

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am 
Donnerstag, dem 3. Mai 2018, um 10 Uhr (MESZ), im Mercure
Hotel Frankfurt Eschborn Ost, Helfmann-Park 6, 65760 Eschborn
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen. 



Tagesordnung

Tagesordnungspunkt 1

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Noratis AG
und des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember
2017, des Lageberichts für die Noratis AG und den Konzern
sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr
2017 

Diese Unterlagen sind über die Internetadresse 
www.noratis.de/investor-relations/ unter der Rubrik "Hauptver-
sammlung" zugänglich und liegen während der Hauptversammlung
zur Einsichtnahme aus. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresab-
schluss und Konzernabschluss gebilligt; der Jahresabschluss ist
damit festgestellt. Die Hauptversammlung hat zu diesem Tages-
ordnungspunkt 1 deshalb keinen Beschluss zu fassen.

Tagesordnungspunkt 2

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
für das Geschäftsjahr 2017 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, aus dem Bilanzgewinn 
der Noratis AG zum 31. Dezember 2017 in Höhe von 
EUR 6.964.516,65

(a) einen Betrag von EUR 4.380.000 zur Zahlung einer Divi-
dende von EUR 1,50 je dividendenberechtigter Stückaktie
zu verwenden und

(b) den verbleibenden Betrag von EUR 2.584.516,65 auf neue
Rechnung vorzutragen.

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz ist der Anspruch auf Aus-
zahlung der Dividende am dritten auf den Hauptversammlungsbe-
schluss folgenden Geschäftstag fällig, mithin am 8. Mai 2018.

Tagesordnungspunkt 3

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2017

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2017
amtierenden Mitgliedern des Vorstands für dieses Geschäftsjahr
Entlastung zu erteilen.

Über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands soll im Wege der
Einzelentlastung, also für jedes Mitglied gesondert, abgestimmt
werden.
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Tagesordnungspunkt 4

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2017
amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für dieses Geschäftsjahr
Entlastung zu erteilen. 

Über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats soll im Wege
der Einzelentlastung, also für jedes Mitglied gesondert, abgestimmt
werden.

Tagesordnungspunkt 5

Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die RGT Treuhand Revisionsgesell-
schaft mbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Niddastraße 91,
60329 Frankfurt am Main, zum Abschlussprüfer für das Geschäfts-
jahr 2018 zu bestellen. 

Tagesordnungspunkt 6

Beschlussfassung über die Schaffung eines weiteren geneh-
migten Kapitals mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre sowie über die entsprechende
Änderung von Ziffer 4 der Satzung

Um der Noratis AG die notwendige Flexibilität bei ihrer Finanzie-
rung zu geben, soll zusätzlich zu dem bestehenden Genehmigten
Kapital 2017 ein weiteres genehmigtes Kapital 2018 mit einer Lauf-
zeit bis zum 2. Mai 2023 und der Möglichkeit zum Bezugsrechts-
ausschluss geschaffen und die Satzung entsprechend angepasst
werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden 
Beschluss zu fassen: 

1. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 2. Mai 2023
einmalig oder mehrmalig um bis zu EUR 460.000,00 durch
Ausgabe von bis zu 460.000 neuen, auf den Inhaber lautenden
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen
(Genehmigtes Kapital 2018). Der Vorstand wird ermächtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktien-
rechte und die Bedingungen der Aktienausgabe und der Durch-
führung der Kapitalerhöhungen festzulegen. Den Aktionären
steht das gesetzliche Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien 
können auch von einem oder mehreren durch den Vorstand
bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen i.S.v. § 186 
Absatz 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares
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Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Ak-
tionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

- für Spitzenbeträge;

- bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen gemäß § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG, wenn der Ausgabebetrag der neuen
Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien 
gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und
die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss ausgegebenen Aktien insgesamt 10 %
des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese 10 %-Grenze
sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während
der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer ander-
weitigen Ermächtigung gemäß oder entsprechend § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts
ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind auf
diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur
Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs-
oder Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen ausgegeben werden bzw. noch 
ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschrei-
bungen in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz
3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben wurden;

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewäh-
rung von neuen Aktien insbesondere – aber ohne Be-
schränkung hierauf - zum Zweck des unmittelbaren oder
mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens-
teilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen
Vermögensgegenständen, einschließlich Immobilien und
Immobilienportfolios sowie Darlehens- und sonstigen Ver-
bindlichkeiten; 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubi-
gern von Schuldverschreibungen mit Options- oder
Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die von der Gesell-
schaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen
ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung
der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung
der Options- oder Wandlungspflichten zustände.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung
nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Kapitaler-
höhung aus genehmigtem Kapital oder nach Ablauf der Er-
mächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der
Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital anzupassen.
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2. Ziffer 4 der Satzung wird um die Absätze 4.8 bis 4.11 wie folgt
ergänzt:

"4.8 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 
2. Mai 2023 einmalig oder mehrmalig um bis zu 
EUR 460.000,00 durch Ausgabe von bis zu 460.000
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes
Kapital 2018). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktien-
rechte und die Bedingungen der Aktienausgabe und der
Durchführung der Kapitalerhöhungen festzulegen.

4.9 Den Aktionären steht das gesetzliche Bezugsrecht zu.
Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren
durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder 
Unternehmen i.S.v. § 186 Absatz 5 Satz 1 AktG mit der
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären
zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

4.10 Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre
in folgenden Fällen auszuschließen: 

(a) für Spitzenbeträge;

(b) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen gemäß § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG, wenn der Ausgabebetrag der neuen
Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien glei-
cher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und die
in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese 10 %-Grenze
sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während
der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer ander-
weitigen Ermächtigung gemäß oder entsprechend § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts
ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind auf
diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur
Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs-
oder Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen ausgegeben werden bzw. noch 
ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschrei-
bungen in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz
3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben wurden;

(c) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Ge-
währung von neuen Aktien insbesondere – aber ohne
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Beschränkung hierauf - zum Zweck des unmittelba-
ren oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen
oder von sonstigen Vermögensgegenständen, 
einschließlich Immobilien und Immobilienportfolios
sowie Darlehens- und sonstigen Verbindlichkeiten;

(d) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. 
Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Options-
oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die von der
Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernun-
ternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf
neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es
ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungs-
rechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wand-
lungspflichten zustände. 

4.11 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung
nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Ka-
pitalerhöhung aus genehmigtem Kapital oder nach Ablauf
der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der
Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital anzupassen."

3. Ziffer 4 Abs. 4.8 der Satzung wird zu Ziffer 4 Abs. 4.12 der 
Satzung.

Bericht des Vorstands gemäß § 203 Absatz 1, Absatz 2 AktG
i.V.m. § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6
(über die Schaffung eines weiteren genehmigten Kapitals mit
der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre sowie über die entsprechende Änderung von Ziffer 4 der
Satzung):

Das zu Punkt 6 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 
3. Mai 2018 vorgeschlagene neue genehmigte Kapital (Genehmig-
tes Kapital 2018) soll den Vorstand ermächtigen, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis
zum 2. Mai 2023 um bis zu EUR 460.000,00 einmalig oder mehr-
mals durch Ausgabe von bis zu 460.000 neuen, auf den Inhaber
lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen. Das Volumen des neuen Genehmigten Kapitals 2018 
beträgt damit rund 15,75 % des derzeitigen Grundkapitals der 
Gesellschaft. Zusammen mit dem noch vorhandenen Genehmig-
ten Kapital 2017 stünde dem Vorstand damit insgesamt ein geneh-
migtes Kapital in Höhe des gesetzlich zulässigen Höchstvolumens
von 50 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft zur 
Verfügung.

Das Genehmigte Kapital 2018 soll der Gesellschaft ermöglichen,
auch weiterhin kurzfristig das für die Fortentwicklung des Unter-
nehmens erforderliche Kapital an den Kapitalmärkten durch die
Ausgabe neuer Aktien aufzunehmen und schnell und flexibel ein
günstiges Marktumfeld zur Deckung eines künftigen Finanzie-
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rungsbedarfes zu nutzen. Da Entscheidungen über die Deckung
eines künftigen Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen
sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhyth-
mus der jährlichen Hauptversammlungen oder von der Einberu-
fungsfrist einer außerordentlichen Hauptversammlung abhängig
ist. Diesen Umständen hat der Gesetzgeber mit dem Instrument
des "genehmigten Kapitals" Rechnung getragen.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 zur Ausgabe
von Aktien gegen Bareinlagen steht den Aktionären grundsätzlich
ein Bezugsrecht zu (§ 203 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 186
Abs. 1 AktG). Die Ausgabe von Aktien unter Einräumung eines 
mittelbaren Bezugsrechts im Sinne des § 186 Abs. 5 AktG ist dabei
bereits nach dem Gesetz nicht als Bezugsrechtsausschluss anzu-
sehen, da den Aktionären letztlich die gleichen Bezugsrechte ge-
währt werden wie bei einem direkten Bezug. Aus
abwicklungstechnischen Gründen werden lediglich ein oder 
mehrere Kreditinstitut(e) oder ein oder mehrere nach § 53 Abs. 1
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätige Unterneh-
men an der Abwicklung beteiligt.

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschließen
zu können:

1. Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen. Dies ist erforderlich, um ein technisch
durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können und
damit die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre zu er-
leichtern. Die als freien Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre
ausgeschlossenen Aktien werden bestmöglich verwertet. Der
mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung
auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten
den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für
sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für 
angemessen. 

2. Weiterhin soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG das Bezugsrecht bei Barka-
pitalerhöhungen ausschließen können, wenn der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten
Aktien gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und
die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundka-
pitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung der Er-
mächtigung. Diese gesetzlich vorgesehene Möglichkeit des
Bezugsrechtsausschlusses (so genannter vereinfachter Be-
zugsrechtsausschluss) versetzt die Verwaltung in die Lage,
günstige Marktverhältnisse schnell und flexibel auszunutzen,
um bestehenden Kapitalbedarf zu decken und dabei durch eine
marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Mittelzu-
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fluss und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel
der Gesellschaft zu erreichen. Die bei Einräumung eines Be-
zugsrechts erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs.
1 Satz 2 AktG) lässt eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf
aktuelle Marktverhältnisse demgegenüber nicht zu. Ferner
kann wegen der Volatilität der Kapitalmärkte ein marktnaher
Ausgabepreis in der Regel nur festgesetzt werden, wenn die
Gesellschaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebun-
den ist. Bei Einräumung eines Bezugsrechts muss der endgül-
tige Bezugspreis indes spätestens drei Tage vor Ablauf der
Bezugsfrist bekannt gegeben werden (§ 186 Abs. 2 Satz 2
AktG). Es besteht hier daher ein höheres Marktrisiko – insbe-
sondere das über mehrere Tage bestehende Kursänderungs-
risiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine
erfolgreiche Platzierung ist daher regelmäßig ein entsprechen-
der Sicherheitsabschlag auf den aktuellen Börsenkurs erfor-
derlich; dies führt in der Regel zu nicht marktnahen Konditionen
und damit einem geringeren Mittelzufluss für die Gesellschaft
als bei einer unter Ausschluss des Bezugsrechts durchgeführ-
ten Kapitalerhöhung. Auch ist bei Gewährung eines Bezugs-
rechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der
Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine vollständige
Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine an-
schließende Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzli-
chen Aufwendungen verbunden. Die vorgeschlagene
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss liegt aus den ge-
nannten Gründen im Interesse der Gesellschaft und ihrer Ak-
tionäre. Sie stellt zugleich sicher, dass von ihr nur Gebrauch
gemacht wird, wenn der anteilige Betrag am Grundkapital der
Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung ausgegeben werden,
insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Er-
teilung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung
überschreitet. Auf diese Begrenzung sind Aktien der Gesell-
schaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung gemäß
oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss
des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden. Ferner
sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung
von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrech-
ten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten
aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) ausgegeben werden 
bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldver-
schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung in entsprechender
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss
des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Diese Anrechnung
dient dem Interesse der Aktionäre an einer möglichst 
geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. Da der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenkurs der betreffenden Aktien-
gattung nicht wesentlich unterschreiten darf und die
Ermächtigung zu dieser Form des Bezugsrechtsauschlusses
nur ein beschränktes Volumen hat, sind die Interessen der 
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Aktionäre angemessen gewahrt. Sie haben so grundsätzlich
die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung über einen Zukauf über
die Börse zu vergleichbaren Bedingungen aufrecht zu erhalten.
Ferner wird durch die Ausgabe der neuen Aktien nahe am 
Börsenkurs der betreffenden Gattung eine nennenswerte 
wirtschaftliche Verwässerung des Werts der bestehenden Ak-
tien vermieden. Der Vorstand wird den Abschlag gegenüber
dem Börsenkurs unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Situation am Kapitalmarkt so gering wie möglich halten.

3. Bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen soll das Bezugs-
recht ausgeschlossen werden können, insbesondere um die
neuen Aktien der Gesellschaft zum Zweck des unmittelbaren
oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens-
teilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Ver-
mögensgegenständen, einschließlich Immobilien und
Immobilienportfolios sowie Darlehens- und sonstigen Verbind-
lichkeiten, anbieten zu können. 

Die Praxis zeigt, dass die Anteilseigner attraktiver Akquisitions-
objekte zum Teil ein starkes Interesse haben – z. B. zur Wah-
rung eines gewissen Einflusses auf den Gegenstand der
Sacheinlage – Stückaktien der Gesellschaft als Gegenleistung
zu erwerben. Für die Möglichkeit, die Gegenleistung nicht aus-
schließlich in Barleistungen, sondern auch in Aktien oder nur
in Aktien zu erbringen, spricht unter dem Gesichtspunkt einer
optimalen Finanzstruktur zudem, dass in dem Umfang, in dem
neue Aktien als Akquisitionswährung verwendet werden kön-
nen, die Liquidität der Gesellschaft geschont, eine Fremdkapi-
talaufnahme vermieden wird und der bzw. die Verkäufer an
zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. Das führt zu einer
Verbesserung der Wettbewerbsposition der Gesellschaft bei
Akquisitionen. Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als 
Akquisitionswährung einzusetzen, gibt der Gesellschaft damit
den notwendigen Handlungsspielraum, solche Akquisitionsge-
legenheiten schnell und flexibel zu ergreifen, und versetzt sie
in die Lage, selbst größere Einheiten gegen Überlassung von
Aktien zu erwerben. Auch bei Wirtschaftsgütern (insbesondere
Immobilien und Immobilienportfolios) sollte es möglich sein, sie
unter Umständen gegen Aktien zu erwerben. Für beides muss
das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden 
können. Weil solche Akquisitionen häufig kurzfristig erfolgen
müssen, ist es wichtig, dass sie in der Regel nicht von der nur
einmal jährlich stattfindenden Hauptversammlung beschlossen
werden. Es bedarf eines genehmigten Kapitals, auf das der
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats schnell zugreifen
kann.

Das Bezugsrecht soll außerdem ausgeschlossen werden 
können, um Darlehens- oder andere Verbindlichkeiten als
Sacheinlagen in die Gesellschaft einzubringen. Bilanziell 
handelt es sich um die Umwandlung von Fremd- in Eigenkapi-
tal und damit um eine Verbesserung der Eigenkapitalbasis. Die
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damit verbundene Verbesserung der Finanzstruktur der Ge-
sellschaft kann im Interesse der Gesellschaft liegen.

4. Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden 
können, soweit den Inhabern der von der Gesellschaft oder
ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflichten,
ein Bezugsrecht auf neue Aktien nach Maßgabe der jeweiligen
Ausgabebedingungen gewährt wird. Die Bedingungen von
Schuldverschreibungen mit Options- und Wandlungsrechten
bzw. -pflichten sehen zur erleichterten Platzierung am Kapital-
markt üblicherweise einen Verwässerungsschutz vor, der 
sicherstellt, dass den Inhabern bzw. den Gläubigern der
Schuldverschreibungen mit Options- und Wandlungsrechten
bzw. -pflichten bei späteren Emissionen von Aktien ein Bezugs-
recht auf diese Aktien eingeräumt wird, wie es Aktionären zu-
steht. Die Bezugsberechtigten werden damit so gestellt, als
hätten sie von ihren Bezugsrechten Gebrauch gemacht und
seien Aktionäre. Um die betreffenden Emissionen (Schuldver-
schreibungen mit Options- und Wandlungsrechten bzw. -pflich-
ten) mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten 
zu können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese 
Aktien ausgeschlossen werden. Das dient der erleichterten
Platzierung der Emissionen bzw. einer Platzierung zu besseren
Bedingungen und damit dem Interesse der Aktionäre an einer
optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von
der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Von dieser Mög-
lichkeit wird nur dann Gebrauch gemacht, wenn dies nach
Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse
der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede erfolgte 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals berichten.

Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung
des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des
Stimmrechts sind nach Ziffer 15.1 der Satzung diejenigen Aktionäre
berechtigt, die sich bei der Gesellschaft anmelden und einen von
ihrem depotführenden Institut erstellten besonderen Nachweis
ihres Anteilsbesitzes übermitteln.

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des
21. Tages vor der Hauptversammlung, also auf den 12. April 2018,
0:00 Uhr (MESZ) ("Nachweiszeitpunkt"), beziehen. Die Anmeldung
zur Hauptversammlung und der Nachweis des Anteilsbesitzes
müssen der Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 
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26. April 2018 (MESZ), unter der nachfolgend genannten Adresse,
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen:

Noratis AG
c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10
80637 München
Telefax: +49-(0)89 -210 27 289
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen
der Textform (§ 126b BGB) und müssen in deutscher oder 
englischer Sprache abgefasst sein.

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der 
Versammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär
nur, wer den besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht
hat. Die Berechtigung zur Teilnahme oder der Umfang des Stimm-
rechts bemisst sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz
zum Nachweiszeitpunkt. Mit dem Nachweiszeitpunkt geht keine
Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im
Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbe-
sitzes nach dem Nachweiszeitpunkt ist für die Teilnahme und den
Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Ak-
tionärs zum Nachweiszeitpunkt maßgeblich; d. h. Veräußerungen
von Aktien nach dem Nachweiszeitpunkt haben keine Auswirkun-
gen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des
Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von
Aktien nach dem Nachweiszeitpunkt. Personen, die zum Nach-
weiszeitpunkt noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär
werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt. Der Nachweis-
zeitpunkt hat keine Bedeutung für eine eventuelle Dividendenbe-
rechtigung. 

Nach Eingang des Nachweises des Anteilsbesitzes bei der Gesell-
schaft werden den Aktionären Eintrittskarten für die Hauptver-
sammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der
Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für
die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die 
Gesellschaft Sorge zu tragen.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilneh-
men möchten, können ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtig-
ten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder einen sonstigen Dritten, ausüben lassen. Zusätzlich bieten 
wir unseren Aktionären die Stimmrechtsvertretung durch von der
Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter
an. Auch im Fall der Stimmrechtsvertretung sind die oben darge-
stellten Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und die Ausübung des Stimmrechts zu beachten. 
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Die Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächti-
gung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b
BGB). 

Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigun-
gen und anderen ihnen nach § 135 Absatz 8 AktG oder §§ 135 
Absatz 10, 125 Absatz 5 AktG gleichgestellten Institutionen oder
Personen gilt § 135 AktG, wonach insbesondere die Vollmacht vom
Bevollmächtigten nachprüfbar festzuhalten ist sowie ihre Erklärung
vollständig sein muss und nur mit der Stimmrechtsausübung 
verbundene Erklärungen enthalten darf, sowie etwaige vom jewei-
ligen Bevollmächtigten für seine Bevollmächtigung vorgesehene
Regelungen, die mit diesem geklärt werden sollten.

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft
erteilt, ist ein zusätzlicher Nachweis der Bevollmächtigung nicht 
erforderlich. Wird hingegen die Vollmacht durch Erklärung gegen-
über dem Bevollmächtigten erteilt, kann die Gesellschaft einen
Nachweis der Bevollmächtigung verlangen, soweit sich nicht aus
§ 135 AktG, also insbesondere bei Bevollmächtigung eines Kredit-
instituts oder einer Aktionärsvereinigung, etwas anderes ergibt.

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der Hauptver-
sammlung durch den Bevollmächtigten am Versammlungsort 
erbracht werden. Ferner kann der Nachweis der Bevollmächtigung
auch an folgende Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse
(z.B. als eingescannte pdf-Datei) übermittelt werden:

Noratis AG
c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10
80637 München
Telefax: +49-(0)89 -210 27 289
oder per E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet 
werden kann, befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte und
steht auch unter www.noratis.de/investor-relations/ unter der Rubrik
"Hauptversammlung" zum Download zur Verfügung.

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft 
benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter (Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft) vertreten lassen. Ein Formular,
das zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft verwendet werden kann, erhalten die 
Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte und steht auch unter
www.noratis.de/investor-relations/ unter der Rubrik "Hauptver-
sammlung" zum Download zur Verfügung. Die Vollmacht an die
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft mit den Weisungen soll aus
organisatorischen Gründen spätestens am 2. Mai 2018, 17:00 Uhr
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(MESZ), bei der oben genannten Adresse, Telefax-Nummer oder
E-Mail-Adresse (z. B. als eingescannte pdf-Datei) eingegangen
sein. Die Vollmacht und ihr Widerruf bedürfen der Textform (§ 126b
BGB). Ein zusätzlicher Nachweis der Bevollmächtigung der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ist nicht erforderlich.

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten und
in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären, Aktionärsver-
tretern bzw. deren Bevollmächtigten an, die Stimmrechtsvertreter
der Gesellschaft auch während der Hauptversammlung mit der
weisungsgebundenen Ausübung des Stimmrechts zu bevollmäch-
tigen.

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind ver-
pflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Sie können die Stimm-
rechte nicht nach eigenem Ermessen ausüben. Ohne Weisungen
werden die Stimmrechtsvertreter nicht an der Abstimmung teilneh-
men. Ferner nehmen die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter keine Vollmachten zur Einlegung von
Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Aus-
übung des Frage- und Rederechts oder zur Stellung von Anträgen
entgegen.

Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Absatz 2,
§ 126 Absatz 1, § 127, § 131 Absatz 1 AktG 

Tagesordnungsergänzungsverlangen (§ 122 Absatz 2 AktG)

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des
Grundkapitals (das sind EUR 146.000,00 oder 146.000 Aktien)
oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht
500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände
auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden.
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Die Antragsteller haben nachzuweisen,
dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des
Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten.

Das Tagesordnungsergänzungsverlangen ist schriftlich an den 
Vorstand der Gesellschaft zu richten. Es muss der Gesellschaft
mindestens 24 Tage vor der Hauptversammlung, also bis spätes-
tens zum 8. April 2018, 24:00 Uhr (MESZ), schriftlich zugehen. 

Etwaige Tagesordnungsergänzungsverlangen sind an folgende
Adresse zu übermitteln:

Noratis AG 
Vorstand
c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10
80637 München
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Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden –
soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekanntgemacht 
wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundes-
anzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentli-
chung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann,
dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union 
verbreiten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse
www.noratis.de/investor-relations/ unter der Rubrik "Hauptver-
sammlung" zugänglich gemacht und den Aktionären nach 
Maßgabe von § 125 AktG mitgeteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge (§§ 126 Absatz 1 und 127
AktG)

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge
gegen Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimm-
ten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl
eines Aufsichtsratsmitglieds (sofern Wahlen zum Aufsichtsrat 
Gegenstand der Tagesordnung sind) oder des Abschlussprüfers
übersenden. Gegenanträge müssen mit einer Begründung verse-
hen sein. Wahlvorschläge müssen nicht begründet werden. 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären sind aus-
schließlich an die nachstehende Adresse, Telefax-Nummer oder
E-Mail-Adresse zu richten. Anderweitig adressierte Gegenanträge
und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.

Noratis AG
Vorstand
c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10
80637 München 
Telefax: +49-(0)89 -210 27 298
oder per E-Mail: antraege@linkmarketservices.de

Den gesetzlichen Anforderungen entsprechende Gegenanträge
und Wahlvorschläge, die bis zum 18. April 2018, 24:00 Uhr
(MESZ), bei der Gesellschaft eingehen, werden auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter www.noratis.de/investor-relations/
unter der Rubrik "Hauptversammlung" zugänglich gemacht. Even-
tuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der
genannten Internetseite veröffentlicht.

Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge,
die der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, 
in der Hauptversammlung nur dann Beachtung finden, wenn sie
während der Hauptversammlung mündlich gestellt werden.

Auskunftsrecht (§ 131 Absatz 1 AktG)

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu
geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines
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Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist und kein Aus-
kunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vor-
stands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen
Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unterneh-
men sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernab-
schluss einbezogenen Unternehmen.

Weitergehende Erläuterungen

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 
nach § 122 Absatz 2, § 126 Absatz 1, § 127, § 131 Absatz 1 
AktG finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.noratis.de/investor-relations/ unter der Rubrik 
"Hauptversammlung".

Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft 

Weitergehende Informationen zur Hauptversammlung, finden 
sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.noratis.de/in-
vestor-relations/ unter der Rubrik "Hauptversammlung". Die 
Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung
unter derselben Internetadresse bekannt gegeben.

Eschborn, im März 2018

Noratis AG

Der Vorstand
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Noratis AG 

Hauptstraße 129
65760 Eschborn 


